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GESETZENTWURF 
 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
 
Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung der Verfassung des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
A Problem und Ziel 

 

Die weitestgehende Abwendung sowie Bewältigung des Klimawandels ist eine der zentralen 

Herausforderungen der Gegenwart. Das Zeitfenster zur Vermeidung schwerwiegender Folgen 

droht, sich jedoch innerhalb der nächsten Jahre zu schließen. Entsprechend ist ein unverzüg-

liches, entschlossenes politisches Handeln auf allen Ebenen erforderlich, um potenzielle, in 

Teilen unumkehrbare Schäden des menschengemachten Klimawandels abzuwenden und 

Vermeidungs- sowie Anpassungsbemühungen mit möglichst geringem Aufwand und zu 

möglichst geringen Kosten – dabei stets unter Wahrung der sozialen Gerechtigkeit – umzu-

setzen. 

 

Die Zielsetzungen des internationalen Klimaschutzes wurden bereits im Jahr 2015 mit dem 

Übereinkommen von Paris fixiert, womit sich als Vertragsstaat auch die Bundesrepublik 

Deutschland zur Mitwirkung an der Erreichung der konkreten Bestimmungen des 

Abkommens verpflichtet. Als nationaler Rahmen zur Einhaltung dieser Ziele wurde im Jahr 

2019 vom Deutschen Bundestag das Bundesklimaschutzgesetz verabschiedet. Ein zu diesem 

Gesetz ergangenes, richtungsweisendes Urteil des Bundesverfassungsgerichts von März 2021 

unterstreicht nachdrücklich die intertemporalen Verpflichtungen des Gesetzgebers im Kontext 

des Klimaschutzes sowie dessen Verantwortung zur Wahrung der Freiheiten künftiger 

Generationen. Damit wurde ein klarer Bezug zwischen den Zielen des Klimaschutzes und den 

Maßgaben der Verfassung hergestellt. Aus diesem Grund bewertete das Gericht Teile des 

Bundesklimaschutzgesetzes als unzureichend und urteilte, dass zur Einhaltung der Klima-

schutzverpflichtungen eine Fortschreibung der Minderungsziele erforderlich sei. 
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Auch in Mecklenburg-Vorpommern haben sich die regierungstragenden Fraktionen in ihrer 

Koalitionsvereinbarung auf die Verabschiedung eines Landesklimaschutzgesetzes geeinigt, 

um das entsprechende Bundesgesetz zu ergänzen und damit dem Beispiel zahlreicher anderer 

Bundesländer zu folgen. Ebenfalls in mehreren Bundesländern kam es in der Vergangenheit 

zu Initiativen zur expliziten Aufnahme des Klimaschutzes in die Landesverfassungen, um der 

Rolle des Klimaschutzes als Staatsziel Rechnung zu tragen, dessen Bedeutung klarzustellen 

und in Abwägungsentscheidungen zu stärken. Beispielhaft sei hier auf das Land Nieder-

sachsen verwiesen. In Mecklenburg-Vorpommern ist die explizite Aufnahme dieses Zieles 

indes bisher ausgeblieben. 

 

 
B Lösung 

 

In der Präambel und in Artikel 12 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern ist 

der Klimaschutz als Staatsziel explizit zu verankern. Die damit verbundenen Verpflichtungen 

werden definiert und den bereits bestehenden Verpflichtungen des Umweltschutzes zur Seite 

gestellt. 

 

 
C Alternativen 

 

Keine. 

 

 
D Kosten 

 

Keine. 
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ENTWURF 

 
eines Siebten Gesetzes zur Änderung der Verfassung des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern  
 

 

 

 

 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

 

 
Artikel 1 

 

Die Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 23. Mai 1993 (GVOBl. M-V 

S. 372), die zuletzt durch Gesetz vom 21. Dezember 2021 (GVOBl. M-V S. 1806) geändert 

worden ist, wird wie folgt geändert:  

 

1. In der Präambel werden nach den Wörtern „Lebens zu sichern“ die Wörter „sowie der 

globalen Erwärmung entgegenzuwirken“ eingefügt. 

 

2. Artikel 12 wird wie folgt geändert: 

 

a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Umweltschutz“ die Wörter „und 

Klimaschutz“ eingefügt. 

 

b) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:  

 

„In Verantwortung auch für die künftigen Generationen schützen sie das Klima und 

mindern die Folgen des Klimawandels.“ 

 

c) In Absatz 2 Satz 1 wird nach dem Wort „Wäldern,“ das Wort „Mooren,“ eingefügt. 

 

 
Artikel 2 

 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. 

 

 

 

 
Constanze Oehlrich und Fraktion 
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Begründung: 
 
 
A Allgemeines 

 

Der vom Menschen verursachte Klimawandel zählt zu den zentralen Herausforderungen 

unserer Zeit. Er beeinflusst nicht nur die Lebensgrundlagen der heutigen Generation, sondern 

beschränkt auch die Entwicklungschancen zukünftiger Generationen. Um die Folgen der 

Klimaänderungen insgesamt noch beherrschbar zu halten, muss laut wissenschaftlicher 

Erkenntnisse und in Übereinstimmung mit dem Übereinkommen von Paris die Zunahme der 

globalen Durchschnittstemperatur auf deutlich unter 2 Grad Celsius gegenüber dem 

vorindustriellen Zeitalter beschränkt werden – nach Möglichkeit auf 1,5 Grad. Daran müssen 

die Bundesrepublik Deutschland und auch das Land Mecklenburg-Vorpommern ihre klima-

politischen Maßnahmen ausrichten. Erkenntnisse der Klimawissenschaft belegen, dass bereits 

bei einem Anstieg der globalen Mitteltemperatur zwischen 1,5 und 2 Grad die Folgen und 

Risiken der resultierenden Klimaveränderungen signifikant zunehmen, wie etwa die Häufung 

von Waldbränden, Wasser- und Nahrungsmittelknappheiten, das Tauen der Permafrostböden 

sowie die unumkehrbare Überschreitung von Kipppunkten wie dem Abschmelzen des grön-

ländischen Eisschildes oder dem Absterben eines Großteiles der Korallenriffe. 

 

Da Treibhausgase zwar lokal entstehen, aber global und kumulativ wirken, sind Anstren-

gungen auf allen politischen Ebenen notwendig – nicht nur auf internationaler, europäischer 

oder nationaler, sondern auch auf landespolitischer Ebene. Entsprechend betreffen die Folgen 

der Klimakrise und ihre Bewältigung auch Mecklenburg-Vorpommern in spezifischer Weise. 

So ist Mecklenburg-Vorpommern als Küstenland besonders gegenüber den Folgen des 

globalen Meeresspiegelanstieges exponiert. Die Landwirtschaft steht vor besonderen Heraus-

forderungen, da sie einerseits ihre Resilienz gegenüber Klimaveränderungen und damit 

verbundenen Wetterextremen erhöhen muss und zugleich bereits heute aufgrund der zur 

wirksamen Treibhausgasemissionsreduktion notwendigen großflächigen Wiedervernässung 

von Mooren vor tiefgreifenden Transformationen steht. Gleichzeitig bestehen in der ent-

schlossenen und effizienten Bewältigung der Klimakrise weitreichende Chancen für das 

Land, indem etwa durch die Nutzung der enormen Potenziale für erneuerbare Energien 

attraktive Standorte für eine nachhaltige und zukunftsfähige Wirtschaft und Wertschöpfung in 

Mecklenburg-Vorpommern geschaffen werden. 

 

Der Föderalismus hat sich in der Vergangenheit als Treiber für die Verankerung des 

Umweltschutzes im Grundgesetz erwiesen. Ende der 1970er- und Anfang der 1980er-Jahre 

begannen die Bundesländer, den Umweltschutz als Staatsziel zu implementieren. Der Bund 

folgte 1994 mit Artikel 20a des Grundgesetzes – eine Entwicklung, ohne die der Beschluss 

des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts vom 24. März 2021 so nicht möglich 

gewesen wäre. Mit der Aufnahme des Klimaschutzes als Staatsziel geht Mecklenburg-

Vorpommern bei der Weiterentwicklung des Verfassungsrechts gemeinsam mit anderen 

Bundesländern voran und passt die vom Umweltschutz geprägte Formulierung des 

Artikels 12 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern der gewachsenen 

Erkenntnis an, dass Klimaschutz eine zentrale Aufgabe dieser und zukünftiger Generationen 

ist. 
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Aufgrund des Gewichtes der Herausforderungen, die sich aus dem globalen Temperatur-

anstieg ergeben, und deren übergreifender Relevanz für alle Bereiche gesellschaftlichen und 

staatlichen Handelns ist ein entschlossenes Vorgehen zur Einhaltung der nationalen und 

internationalen Klimaschutzziele und -bemühungen dringend notwendig. Eine Staatsziel-

bestimmung kann dabei auch zu einer Integrationswirkung der Verfassung beitragen [siehe 

Härtel, Ines (2020): Klimaschutzverfassungsrecht: Klima-Staatszielbestimmungen im Föde-

ralismus, NuR (2020) 42: 577-588, S. 588]. Hierzu ist der Klimaschutz sowohl in der 

Präambel als auch herausgehoben in Artikel 12 der Verfassung des Landes Mecklenburg-

Vorpommern zu verankern. 

 

 
B Zu den einzelnen Vorschriften 
 

Zu Artikel 1 
 
Zu Nummer 2 
 
Zu den Buchstaben a und b 

 

Die explizite Benennung des Klimas – ergänzend zum Schutz der natürlichen Lebensgrund-

lagen und der Tiere – als Objekt staatlicher Schutzverpflichtungen trägt der beschriebenen 

besonderen Rolle der Klimakrise Rechnung, insbesondere aufgrund ihrer generationen-

übergreifenden, intertemporalen, weit in die Zukunft reichenden, globalen und potenziell 

irreversiblen Wirkungsweise. Angesichts der Dringlichkeit der Bewältigung der Klimakrise 

bedarf es dieser eindeutigen Klarstellung in der Verfassung des Landes Mecklenburg-

Vorpommern. Eine Klimastaatszielbestimmung verpflichtet alle Träger der öffentlichen 

Gewalt auf das Klimaschutzziel. Sie ist Handlungsauftrag, interpretations- und ermessens-

leitend und stärkt die Rolle des Klimaschutzes bei Abwägungsentscheidungen. Bürgerinnen 

und Bürger werden durch den Absatz 3 adressiert, zur Verwirklichung der Ziele des Artikels 

beizutragen. 

 

Der eingefügte Satz hebt die intertemporale und generationenübergreifende Verpflichtung des 

Klimaschutzes besonders hervor. Neben den Bemühungen zur Begrenzung des Klimawandels 

ist die Bewältigung bereits eintretender sowie künftig möglicherweise nicht vollständig 

abwendbarer Folgen ein zentraler Aspekt des Schutzes gegenwärtigen und künftigen Lebens. 

Daher ist auch der Klimaanpassung in dieser Form Verfassungsrang zu verleihen. 

 

 
Zu Buchstabe c 

 

Moore werden in die Liste der Naturbesonderheiten aufgenommen, um ihrer landschafts-

prägenden und damit landesidentitätsstiftenden Bedeutung in Mecklenburg-Vorpommern 

gerecht zu werden und zugleich ihre herausragende Rolle für den Klimaschutz sowie die 

Wahrung der Biodiversität zu würdigen.  


